
Beschluss 
des Gemeinsamen Bundesausschusses über 
eine Änderung der Häusliche Krankenpflege-
Richtlinie, der Spezialisierte Ambulante Pallia-
tivversorgungs-Richtlinie, der Soziotherapie-
Richtlinie, der Hilfsmittel-Richtlinie, der Heilmit-
tel-Richtlinie, der Heilmittel-Richtlinie Zahnärzte, 
der Krankentransport-Richtlinie sowie der Ar-
beitsunfähigkeits-Richtlinie: 
COVID-19-Epidemie – Grundlagenbeschluss zur 
Ermöglichung befristeter regionaler Ausnah-
meregelungen sowie Verlängerung und Anpas-
sung bundesweiter Sonderregelungen zur Ge-
nehmigung von Krankentransporten und der 
Geltungsdauer von Heilmittelverordnungen 

Vom 17. September 2020 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat in seiner Sitzung am 17. September 2020 
folgenden Beschluss gefasst: 

Artikel 1 Änderung der Häusliche Krankenpflege-Richtlinie 

Die Richtlinie über die Verordnung von häuslicher Krankenpflege (Häusliche Krankenpflege-
Richtlinie) vom 17. September 2009 (BAnz. Nr. 21a vom 9. Februar 2010), zuletzt geändert 
am 18. Juni 2020 (BAnz AT 16.07.2020 B4), wird wie folgt geändert: 

§ 9 wird wie folgt geändert:

I. In der Überschrift wird das Wort „Pandemie“ durch das Wort „Epidemie“ ersetzt.

II. Absatz 1 wird wie folgt geändert:

1. In Satz 1 werden die Wörter „der COVID-19-Krise gelten für die Anwendung dieser
Richtlinie befristet bis zum 30. Juni 2020 folgende Maßgaben“ durch die Wörter „des
epidemischen Ausbruchgeschehens aufgrund des SARS-CoV-2-Virus kann der Ge-
meinsame Bundesausschuss durch gesonderten Beschluss auf Grundlage von § 9
Absatz 2a seiner Geschäftsordnung (GO) folgende räumlich begrenzte und zeitlich
befristete Ausnahmen von den Regelungen dieser Richtlinie zulassen, wenn sie in

BAnz AT 30.09.2020 B2



2 

Abhängigkeit von der Art des Ausbruchgeschehens zur Eindämmung und Bewälti-
gung der Infektionen oder zum Schutz der Einrichtungen der Krankenversorgung vor 
Überlastung notwendig und erforderlich sind“ ersetzt. 

2. Der bisherige Buchstabe a wird Nummer 1, der bisherige Buchstabe b wird Num-
mer 2, der bisherige Buchstabe c wird Nummer 3 und der bisherige Buchstabe d wird 
Nummer 4. 

3. Satz 1 Nummer 1 bis 4 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Diese Ausnahmeregelungen gelten, sofern die Verordnung von einer Vertragsärztin 
oder einem Vertragsarzt mit Sitz in einem der jeweils durch gesonderten Ausnahme-
beschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a GO festgelegten Gebiete ausgestellt 
wurde oder sich der Wohnort der oder des Versicherten innerhalb eines dieser Ge-
biete befindet.“ 

4. Dem Satz 2 wird folgende Nummer 5 angefügt: 

„Abweichend von der Regelung nach § 1 Absatz 2 zu den Orten, an denen ein An-
spruch auf häusliche Krankenpflege besteht, können Leistungen der psychiatrischen 
häuslichen Krankenpflege gemäß § 4 in Verbindung mit Nummer 27a der Leistungs-
beschreibung unter Einsatz datenschutzkonformer Anwendungen und mit Einwilli-
gung der Patientin oder des Patienten auch per Video erbracht werden, sofern eine 
persönliche Leistungserbringung aufgrund der aktuellen Pandemielage nicht erfol-
gen kann und die Leistung insbesondere zur Bewältigung einer akuten Krisensitua-
tion oder zur Vermeidung einer Verschlimmerung der psychischen Gesundheit auf-
grund einer Leistungsunterbrechung erforderlich ist. Diese Ausnahmeregelung nach 
Nummer 5 gilt, sofern der Sitz des Leistungserbringers in einem der jeweils durch 
gesonderten Ausnahmebeschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a GO festgelegten 
Gebiete liegt oder sich der Wohnort der oder des Versicherten innerhalb eines dieser 
Gebiete befindet.“ 

5. Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der erste Spiegelstrich wird Nummer 1. 

b) Der zweite Spiegelstrich wird Nummer 2. 

Artikel 2 Änderung der Spezialisierte Ambulante Palliativversorgungs-Richtlinie 

Die Richtlinie zur Verordnung von spezialisierter ambulanter Palliativversorgung (Speziali-
sierte Ambulante Palliativversorgungs-Richtlinie/SAPV-RL) in der Fassung vom 20. De-
zember 2007 (BAnz. S. 911), zuletzt geändert am 28. Mai 2020 (BAnz AT 12.06.2020 B3), 
wird wie folgt geändert: 

§ 9 wird wie folgt geändert: 

I. In der Überschrift wird das Wort „Pandemie“ durch das Wort „Epidemie“ ersetzt. 

II. § 9 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Vor dem Hintergrund der Herausforderungen zur Bewältigung des epidemischen 
Ausbruchgeschehens aufgrund des SARS-CoV-2-Virus kann der Gemeinsame Bundes-
ausschuss durch gesonderten Beschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a seiner Ge-
schäftsordnung (GO) folgende räumlich begrenzte und zeitlich befristete Ausnahme von 
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den Regelungen dieser Richtlinie zulassen, wenn sie in Abhängigkeit von der Art des 
Ausbruchgeschehens zur Eindämmung und Bewältigung der Infektionen oder zum Schutz 
der Einrichtungen der Krankenversorgung vor Überlastung notwendig und erforderlich ist: 
Die Regelung nach § 8 Satz 1 gilt mit der Maßgabe, dass die 3-Tage-Frist zur Vorlage 
der Verordnung bei der Krankenkasse auf eine 10-Tage-Frist erweitert wird. Diese Aus-
nahmeregelung gilt, sofern die Verordnung von einer Vertragsärztin oder einem Vertrags-
arzt mit Sitz in einem der jeweils durch gesonderten Ausnahmebeschluss auf Grundlage 
von § 9 Absatz 2a GO festgelegten Gebiete ausgestellt wurde oder sich der Wohnort der 
oder des Versicherten innerhalb eines dieser Gebiete befindet. 

(2) Wenn und solange der Deutsche Bundestag gemäß § 5 Absatz 1 des Infektions-
schutzgesetzes eine epidemische Lage von nationaler Tragweite festgestellt hat, gilt die 
Regelung nach § 7 Absatz 1 Satz 3 mit der Maßgabe, dass die 7-Tage-Frist auf eine 
14-Tage-Frist erweitert wird.“ 

Artikel 3 Änderung der Soziotherapie-Richtlinie 

Die Richtlinie über die Durchführung von Soziotherapie in der vertragsärztlichen Versorgung 
(Soziotherapie-Richtlinie) in der Fassung vom 22. Januar 2015 (BAnz AT 14.04.2015 B5), zu-
letzt geändert am 14. Mai 2020 (BAnz AT 03.07.2020 B1), wird wie folgt geändert: 

§ 10 wird wie folgt geändert: 

I. In der Überschrift wird das Wort „Pandemie“ durch das Wort „Epidemie“ ersetzt. 

II. § 10 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Vor dem Hintergrund der Herausforderungen zur Bewältigung des epidemischen Aus-
bruchgeschehens aufgrund des SARS-CoV-2-Virus kann der Gemeinsame Bundesausschuss 
durch gesonderten Beschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a seiner Geschäftsordnung 
(GO) folgende räumlich begrenzte und zeitlich befristete Ausnahmen von den Regelungen 
dieser Richtlinie zulassen, wenn sie in Abhängigkeit von der Art des Ausbruchgeschehens zur 
Eindämmung und Bewältigung der Infektionen oder zum Schutz der Einrichtungen der Kran-
kenversorgung vor Überlastung notwendig und erforderlich sind:  

1. Die Regelung nach § 9 Absatz 3 gilt mit der Maßgabe, dass die 3-Tage-Frist zur Vorlage 
der Verordnung bei der Krankenkasse auf eine 10-Tage-Frist erweitert wird. Diese Ausnah-
meregelung gilt, sofern die Verordnung von einer Vertragsärztin oder einem Vertragsarzt 
mit Sitz in einem der jeweils durch gesonderten Ausnahmebeschluss auf Grundlage von 
§ 9 Absatz 2a GO festgelegten Gebiete ausgestellt wurde oder sich der Wohnort der oder 
des Versicherten innerhalb eines dieser Gebiete befindet. 

2. Ergänzend zu den Regelungen nach § 1 Absatz 5 und § 3 zur Arbeit im sozialen Umfeld, 
zum Zusammenwirken mit der Patientin oder dem Patienten sowie zur gegebenenfalls auch 
aufsuchenden Hilfe in Krisensituationen können Leistungsbestandteile unter Einsatz daten-
schutzkonformer Anwendungen und mit Einwilligung der Patientin oder des Patienten auch 
per Video erbracht werden, sofern eine persönliche Leistungserbringung aufgrund der ak-
tuellen Pandemielage nicht erfolgen kann und die Leistung insbesondere für die Hilfe in 
einer Krisensituation oder zur Vermeidung einer Verschlimmerung der somatischen oder 
psychischen Gesundheit erforderlich ist. Diese Ausnahmeregelung nach Nummer 2 gilt, 
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sofern der Sitz des Leistungserbringers in einem der jeweils durch gesonderten Ausnah-
mebeschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a GO festgelegten Gebiete liegt oder sich der 
Wohnort der oder des Versicherten innerhalb eines dieser Gebiete befindet. 

(2) Wenn und solange der Deutsche Bundestag gemäß § 5 Absatz 1 des Infektionsschutz-
gesetzes eine epidemische Lage von nationaler Tragweite festgestellt hat, gilt die Regelung 
nach § 4a mit folgenden Maßgaben: 

1. Die 7-Kalendertage-Frist wird auf eine 14-Kalendertage-Frist erweitert. 

2. Die unmittelbare Erforderlichkeit kann sich auch aus dem Umstand einer Vermeidung des 
zusätzlichen Aufsuchens einer Arztpraxis ergeben.“ 

Artikel 4 Änderung der Hilfsmittel-Richtlinie 

Die Richtlinie über die Verordnung von Hilfsmitteln in der vertragsärztlichen Versorgung (Hilfs-
mittel-Richtlinie/HilfsM-RL) in der Fassung vom 21. Dezember 2011 (BAnz AT 10.04.2012 B2), 
zuletzt geändert am 28. Mai 2020 (BAnz AT 12.06.2020 B3), wird wie folgt geändert: 

Der bisherige § 8a wird zu § 11a und wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift wird das Wort „Pandemie“ durch das Wort „Epidemie“ ersetzt. 

2. Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Vor dem Hintergrund der Herausforderungen zur Bewältigung des epidemischen Aus-
bruchgeschehens kann aufgrund des SARS-CoV-2-Virus der Gemeinsame Bundesausschuss 
durch gesonderten Beschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a seiner Geschäftsordnung (GO) 
folgende räumlich begrenzte und zeitlich befristete Ausnahme von den Regelungen dieser 
Richtlinie zulassen, wenn sie in Abhängigkeit von der Art des Ausbruchgeschehens zur Ein-
dämmung und Bewältigung der Infektionen oder zum Schutz der Einrichtungen der Kran-
kenversorgung vor Überlastung notwendig und erforderlich ist: Folgeverordnungen für zum 
Verbrauch bestimmte Hilfsmittel sowie Zubehörteile oder Ersatzbeschaffungen für Hilfsmittel, 
die nicht zum Verbrauch bestimmt sind, mit Ausnahme für Seh- und Hörhilfen, können auch 
nach telefonischer Anamnese ausgestellt und von der Vertragsärztin oder vom Vertragsarzt 
postalisch an die oder den Versicherten übermittelt werden, sofern bereits zuvor aufgrund der 
selben Erkrankung eine unmittelbare persönliche Untersuchung durch die verordnende Ver-
tragsärztin oder den verordnenden Vertragsarzt erfolgt ist. Diese Ausnahmeregelung gilt, so-
fern die Verordnung von einer Vertragsärztin oder einem Vertragsarzt mit Sitz in einem der 
jeweils durch gesonderten Ausnahmebeschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a GO festge-
legten Gebiete ausgestellt wurde oder sich der Wohnort der oder des Versicherten innerhalb 
eines dieser Gebiete befindet.“ 

3. Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der erste Spiegelstrich wird Nummer 1. 

b) Der zweite Spiegelstrich wird Nummer 2. 
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Artikel 5 Änderung der Heilmittel-Richtlinie 

Die Richtlinie über die Verordnung von Heilmitteln in der vertragsärztlichen Versorgung (Heil-
mittel-Richtlinie/HeilM-RL) in der Fassung vom 20. Januar 2011/19. Mai 2011 (BAnz. S. 2247), 
zuletzt geändert am 29. Juni 2020 (BAnz AT 28.07.2020 B3), wird wie folgt geändert: 

I. § 2a wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift wird das Wort „Pandemie“ durch das Wort „Epidemie“ ersetzt. 

2. Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst: 

„(1) Vor dem Hintergrund der Herausforderungen zur Bewältigung des epidemi-
schen Ausbruchgeschehens aufgrund des SARS-CoV-2-Virus kann der Gemein-
same Bundesausschuss durch gesonderten Beschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 
2a seiner Geschäftsordnung (GO) folgende räumlich begrenzte und zeitlich befristete 
Ausnahmen von den Regelungen dieser Richtlinie zulassen, wenn sie in Abhängigkeit 
von der Art des Ausbruchgeschehens zur Eindämmung und Bewältigung der Infekti-
onen oder zum Schutz der Einrichtungen der Krankenversorgung vor Überlastung 
notwendig und erforderlich sind: 

1. Folgeverordnungen gemäß § 7 Absatz 9 und Verordnungen außerhalb des Re-
gelfalls gemäß § 8 können auch nach telefonischer Anamnese ausgestellt und 
von der Vertragsärztin oder vom Vertragsarzt postalisch an die oder den Versi-
cherten übermittelt werden, sofern bereits zuvor aufgrund der selben Erkrankung 
eine unmittelbare persönliche Untersuchung und Verordnung durch die verord-
nende Vertragsärztin oder den verordnenden Vertragsarzt erfolgt ist. Diese Re-
gelung gilt nur für Verordnungen, die innerhalb der jeweiligen zeitlichen Befris-
tung der Ausnahme ausgestellt werden. Diese Ausnahmeregelung gilt, sofern die 
Verordnung von einer Vertragsärztin oder einem Vertragsarzt mit Sitz in einem 
der jeweils durch gesonderten Ausnahmebeschluss auf Grundlage von § 9 Ab-
satz 2a GO festgelegten Gebiete ausgestellt wurde oder sich der Wohnort der 
oder des Versicherten innerhalb eines dieser Gebiete befindet. 

2. Die Regelung nach § 16 Absatz 3, wonach Verordnungen ihre Gültigkeit verlie-
ren, wenn die Behandlung länger als 14 Kalendertage unterbrochen wird, wird 
für den Zeitraum ausgesetzt, für den der regionale Ausnahmebeschluss auf 
Grundlage von § 9 Absatz 2a GO gilt. Nach dem Ende des Geltungszeitraums 
des regionalen Ausnahmebeschlusses beginnt die 14-Tage-Frist erneut. 

3. Sofern die Behandlungen aus therapeutischer Sicht auch im Rahmen einer tele-
medizinischen Leistung (Videobehandlung) stattfinden können, ist dies, in Abwei-
chung zu den Regelungen in § 11 zum Ort der Leistungserbringung, unter Ein-
satz datenschutzkonformer Anwendungen und mit Einwilligung der Patientin oder 
des Patienten für die nachfolgend aufgeführten Heilmittel möglich, sofern eine 
persönliche Leistungserbringung aufgrund der aktuellen Pandemielage nicht er-
folgen kann und die Leistung insbesondere zur Vermeidung einer Verschlimme-
rung der Gesundheit erforderlich ist: 

- Stimm-, Sprech-, Sprachtherapie mit Ausnahme der Schlucktherapie, 

- Ergotherapie, 
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- Physiotherapie für die Übungsbehandlung gemäß § 19 Absatz 3 Nummer 1a, 
für die allgemeine Krankengymnastik (KG und KG-Atemtherapie) gemäß § 19 
Absatz 3 Nummer 3a sowie für die Krankengymnastik-Mukoviszidose gemäß 
§ 19 Absatz 3 Nummer 3c, 

- Ernährungstherapie. 

Diese Ausnahmeregelungen nach den Nummern 2 und 3 gelten, sofern die Pra-
xis der zugelassenen Heilmittelerbringerin oder des zugelassenen Heilmitteler-
bringers, in der die Heilmittelbehandlung erfolgt, in einem der jeweils durch ge-
sonderten Ausnahmebeschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a GO festgeleg-
ten Gebiete liegt oder sich der Wohnort der oder des Versicherten innerhalb ei-
nes dieser Gebiete befindet.“ 

3. In Absatz 2 wird der erste Spiegelstrich zu Nummer 1 und der zweite Spiegelstrich zu 
Nummer 2. 

II. Mit dem Tag des Inkrafttretens des Beschlusses über eine Änderung der Heilmittel-Richt-
linie: Änderung der HeilM-RL einschließlich des Heilmittelkatalogs vom 19. Septem-
ber 2019 und 22. November 2019 wird der neue § 2a Absatz 1 Nummer 1 wie folgt neu 
gefasst: 

„1. Erneute Verordnungen können auch nach telefonischer Anamnese ausgestellt und 
von der Vertragsärztin oder vom Vertragsarzt postalisch an die oder den Versicher-
ten übermittelt werden, sofern bereits zuvor aufgrund der selben Erkrankung eine 
unmittelbare persönliche Untersuchung und Verordnung durch die verordnende 
Vertragsärztin oder den verordnenden Vertragsarzt erfolgt ist. Diese Regelung gilt 
nur für Verordnungen, die innerhalb der jeweiligen zeitlichen Befristung der Aus-
nahme ausgestellt werden. Diese Ausnahmeregelung gilt, sofern die Verordnung 
von einer Vertragsärztin oder einem Vertragsarzt mit Sitz in einem der jeweils durch 
gesonderten Ausnahmebeschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a GO festgeleg-
ten Gebiete ausgestellt wurde oder sich der Wohnort der oder des Versicherten in-
nerhalb eines dieser Gebiete befindet.“ 

III. In § 15 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „14 Kalendertagen“ durch die Angabe „28 Ka-
lendertagen“ ersetzt sowie die Wörter „, bei der Podologie und in der Ernährungstherapie 
innerhalb von 28 Tagen“ gestrichen.  

Artikel 6 Änderung der Heilmittel-Richtlinie Zahnärzte 

Die Richtlinie über die Verordnung von Heilmitteln in der vertragszahnärztlichen Versorgung 
(Heilmittel-Richtlinie Zahnärzte/HeilM-RL ZÄ) in der Fassung vom 15. Dezember 2016 (BAnz 
AT 14.03.2017 B2), zuletzt geändert am 29. Juni 2020 (BAnz AT 28.07.2020 B3), wird wie 
folgt geändert: 

I. § 2a wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 2a  Sonderregelung im Zusammenhang mit der COVID-19-Epidemie 

(1) Vor dem Hintergrund der Herausforderungen zur Bewältigung des epidemischen 
Ausbruchgeschehens aufgrund des SARS-CoV-2-Virus kann der Gemeinsame Bundes-
ausschuss durch gesonderten Beschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a seiner Ge-
schäftsordnung (GO) folgende räumlich begrenzte und zeitlich befristete Ausnahmen von 
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den Regelungen dieser Richtlinie zulassen, wenn sie in Abhängigkeit von der Art des 
Ausbruchgeschehens zur Eindämmung und Bewältigung der Infektionen oder zum Schutz 
der Einrichtungen der Krankenversorgung vor Überlastung notwendig und erforderlich 
sind: 

1. Folgeverordnungen gemäß § 6 Absatz 7 und Verordnungen außerhalb des Regelfalls 
gemäß § 7 können auch nach telefonischer Anamnese ausgestellt und von der Ver-
tragszahnärztin oder vom Vertragszahnarzt postalisch an die oder den Versicherten 
übermittelt werden, sofern bereits zuvor aufgrund der selben Erkrankung eine unmit-
telbare persönliche Untersuchung und Verordnung durch die verordnende Vertrags-
zahnärztin oder den verordnenden Vertragszahnarzt erfolgt ist. Diese Regelung gilt 
nur für Verordnungen, die innerhalb der jeweiligen zeitlichen Befristung der Aus-
nahme ausgestellt werden. Diese Ausnahmeregelung gilt, sofern die Verordnung von 
einer Vertragszahnärztin oder einem Vertragszahnarzt mit Sitz in einem der jeweils 
durch gesonderten Ausnahmebeschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a GO fest-
gelegten Gebiete ausgestellt wurde oder sich der Wohnort der oder des Versicherten 
innerhalb eines dieser Gebiete befindet. 

2. Die Regelung nach § 15 Absatz 3, wonach Verordnungen ihre Gültigkeit verlieren, 
wenn die Behandlung länger als 14 Kalendertage unterbrochen wird, wird für den 
Zeitraum ausgesetzt, für den der regionale Ausnahmebeschluss auf Grundlage von 
§ 9 Absatz 2a GO gilt. Nach dem Ende des Geltungszeitraums des regionalen Aus-
nahmebeschlusses beginnt die 14-Tage-Frist erneut. 

3. Sofern die Behandlungen aus therapeutischer Sicht auch im Rahmen einer telemedi-
zinischen Leistung (Videobehandlung) stattfinden können, ist dies, in Abweichung zu 
den Regelungen in § 9 zum Ort der Leistungserbringung, unter Einsatz datenschutz-
konformer Anwendungen und mit Einwilligung der Patientin oder des Patienten für die 
nachfolgend aufgeführten Heilmittel möglich, sofern eine persönliche Leistungserbrin-
gung aufgrund der aktuellen Pandemielage nicht erfolgen kann und die Leistung ins-
besondere zur Vermeidung einer Verschlimmerung der Gesundheit erforderlich ist:  

- Sprech-, Sprach- und Schlucktherapie. 

Diese Ausnahmeregelungen nach den Nummern 2 und 3 gelten, sofern die Praxis 
der zugelassenen Heilmittelerbringerin oder des zugelassenen Heilmittelerbringers, 
in der die Heilmittelbehandlung erfolgt, in einem der jeweils durch gesonderten Aus-
nahmebeschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a GO festgelegten Gebiete liegt 
oder sich der Wohnort der oder des Versicherten innerhalb eines dieser Gebiete be-
findet.“ 

II. Mit dem Tag des Inkrafttretens des Beschlusses über eine Änderung der Richtlinie über 
die Verordnung von Heilmitteln in der vertragszahnärztlichen Versorgung (Heilmittel-
Richtlinie Zahnärzte/HeilM-RL ZÄ): Anpassung an das Terminservice- und Versorgungs-
gesetz (TSVG) und weitere Änderungen vom 14. Mai 2020 wird § 2a Nummer 1 wie folgt 
neu gefasst: 

„1. Erneute Verordnungen können auch nach telefonischer Anamnese ausgestellt und von 
der Vertragszahnärztin oder vom Vertragszahnarzt postalisch an die oder den Versicher-
ten übermittelt werden, sofern bereits zuvor aufgrund der selben Erkrankung eine unmit-
telbare persönliche Untersuchung und Verordnung durch die verordnende Vertragszahn-
ärztin oder den verordnenden Vertragszahnarzt erfolgt ist. Diese Regelung gilt nur für 
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Verordnungen, die innerhalb der jeweiligen zeitlichen Befristung der Ausnahme ausge-
stellt werden. Diese Ausnahmeregelung gilt, sofern die Verordnung von einer Vertrags-
zahnärztin oder einem Vertragszahnarzt mit Sitz in einem der jeweils durch gesonderten 
Ausnahmebeschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a GO festgelegten Gebiete ausge-
stellt wurde oder sich der Wohnort der oder des Versicherten innerhalb eines dieser Ge-
biete befindet.“ 

III. In § 14 wird die Angabe „14 Kalendertagen“ durch die Angabe „28 Kalendertagen“ ersetzt.  

Artikel 7 Änderung der Krankentransport-Richtlinie 

Die Richtlinie über die Verordnung von Krankenfahrten, Krankentransportleistungen und Ret-
tungsfahrten nach § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 12 SGB V (Krankentransport-Richtlinie) in 
der Fassung vom 22. Januar 2004 (BAnz. S. 1342), zuletzt geändert am 29. Juni 2020 (BAnz 
AT 28.07.2020 B3), wird wie folgt geändert: 

§ 11 wird wie folgt gefasst: 

„§ 11 Sonderregelungen im Zusammenhang mit der COVID-19-Epidemie 

(1) Vor dem Hintergrund der Herausforderungen zur Bewältigung des epidemischen Aus-
bruchgeschehens aufgrund des SARS-CoV-2-Virus kann der Gemeinsame Bundesausschuss 
durch gesonderten Beschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a seiner Geschäftsordnung (GO) 
folgende räumlich begrenzte und zeitlich befristete Ausnahmen von den Regelungen dieser 
Richtlinie zulassen, wenn sie in Abhängigkeit von der Art des Ausbruchgeschehens zur Ein-
dämmung und Bewältigung der Infektionen oder zum Schutz der Einrichtungen der Kran-
kenversorgung vor Überlastung notwendig und erforderlich sind: 

1. Die Regelung nach § 6 Absatz 3 Satz 1, wonach Krankentransporte zur ambulanten Be-
handlung der vorherigen Genehmigung durch die Krankenkasse bedürfen, findet für Kran-
kentransportfahrten zu nicht aufschiebbaren zwingend notwendigen ambulanten Behand-
lungen von nachweislich an COVID-19-Erkrankten oder von Versicherten, die aufgrund 
einer behördlichen Anordnung unter Quarantäne stehen, keine Anwendung. Entspre-
chende Krankentransporte sind damit genehmigungsfrei. Die Verordnung nach § 2 ist ent-
sprechend zu kennzeichnen. 

2. Verordnungen von Krankentransporten nach § 6 und Krankenfahrten nach den §§ 7 und 8 
können auch nach telefonischer Anamnese ausgestellt und von der Vertragsärztin oder 
vom Vertragsarzt postalisch an einen in der Arztpraxis bekannten Versicherten übermittelt 
werden, sofern sich die verordnende Vertragsärztin oder der verordnende Vertragsarzt 
vom Zustand des Versicherten durch eingehende telefonische Befragung überzeugt hat. 

Diese Ausnahmeregelungen gelten, sofern die Verordnung von einer Vertragsärztin oder ei-
nem Vertragsarzt mit Sitz in einem der jeweils durch gesonderten Ausnahmebeschluss auf 
Grundlage von § 9 Absatz 2a GO festgelegten Gebiete ausgestellt wurde oder sich der Woh-
nort der oder des Versicherten innerhalb eines dieser Gebiete befindet. 

(2) Die Ausnahme gemäß Absatz 1 Nummer 1 gilt abweichend von Absatz 1 Satz 1 bun-
desweit, wenn und solange der Deutsche Bundestag gemäß § 5 Absatz 1 des Infektions-
schutzgesetzes eine epidemische Lage von nationaler Tragweite festgestellt hat.“ 
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Artikel 8 Änderung der Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie 

Die Richtlinie über die Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit und die Maßnahmen zur stufenwei-
sen Wiedereingliederung nach § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 SGB V (Arbeitsunfähigkeits-
Richtlinie) in der Fassung vom 14. November 2013 (BAnz AT 27.01.2014 B4), zuletzt geändert 
am 26. Juni 2020 (BAnz AT 10.07.2020 B5), wird wie folgt geändert: 

I. In § 4 Absatz 1 wird Satz 3 gestrichen. 

II. Der bisherige § 4b wird zu § 8 und wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift wird das Wort „Pandemie“ durch das Wort „Epidemie“ ersetzt. 

2. Der Wortlaut wird Absatz 2. 

3. Dem neuen Absatz 2 wird folgender Absatz vorangestellt: 

„(1) Vor dem Hintergrund der Herausforderungen zur Bewältigung des epidemi-
schen Ausbruchgeschehens aufgrund des SARS-CoV-2-Virus kann der Gemeinsame 
Bundesausschuss durch gesonderten Beschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a sei-
ner Geschäftsordnung (GO) folgende räumlich begrenzte und zeitlich befristete Aus-
nahme von den Regelungen dieser Richtlinie zulassen, wenn sie in Abhängigkeit von 
der Art des Ausbruchgeschehens zur Eindämmung und Bewältigung der Infektionen o-
der zum Schutz der Einrichtungen der Krankenversorgung vor Überlastung notwendig 
und erforderlich ist: Die Feststellung der Arbeitsunfähigkeit bei Versicherten mit Erkran-
kungen der oberen Atemwege, die keine schwere Symptomatik vorweisen, darf für einen 
Zeitraum von bis zu 7 Kalendertagen auch nach telefonischer Anamnese und zwar im 
Wege der persönlichen ärztlichen Überzeugung vom Zustand der oder des Versicherten 
durch eingehende telefonische Befragung erfolgen; das Fortdauern der Arbeitsunfähig-
keit kann im Wege der telefonischen Anamnese einmalig für einen weiteren Zeitraum 
von bis zu 7 Kalendertagen festgestellt werden. Diese Ausnahmeregelung gilt, sofern 
die Verordnung von einer Vertragsärztin oder einem Vertragsarzt mit Sitz in einem der 
jeweils durch gesonderten Ausnahmebeschluss auf Grundlage von § 9 Absatz 2a GO 
festgelegten Gebiete ausgestellt wurde oder sich der Wohnort der oder des Versicherten 
innerhalb eines dieser Gebiete befindet.“ 

Artikel 9 Inkrafttreten 

Die Änderungen der Heilmittel-Richtlinie nach Artikel 5 Abschnitt II treten zeitgleich in Kraft mit 
dem Beschluss über eine Änderung der Heilmittel-Richtlinie: Änderung der HeilM-RL ein-
schließlich des Heilmittelkatalogs vom 19. September 2019 und 22. November 2019. Die Än-
derungen der Heilmittel-Richtlinie Zahnärzte nach Artikel 6 Abschnitt II treten zeitgleich in Kraft 
mit dem Beschluss über eine Änderung der Richtlinie über die Verordnung von Heilmitteln in 
der vertragszahnärztlichen Versorgung (Heilmittel-Richtlinie Zahnärzte/HeilM-RL ZÄ): Anpas-
sung an das Terminservice- und Versorgungsgesetz und weitere Änderungen vom 14. Mai 
2020. Die Änderungen der Richtlinien im Übrigen treten mit Wirkung vom 1. Oktober 2020 in 
Kraft. 
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Artikel 10 Außerkrafttreten 

I. Folgende Regelungen treten mit Ablauf des Tags außer Kraft, zu dem der Bundestag das 
Bestehen der epidemischen Lage von nationaler Tragweite gemäß § 5 Absatz 1 Satz 2 
und 3 des Infektionsschutzgesetzes für beendet erklärt und im Bundesgesetzblatt bekannt 
gemacht hat, spätestens jedoch mit Ablauf des 31. März 2021: 

- § 9 Absatz 2 Häusliche Krankenpflege-Richtlinie 

- § 9 Absatz 2 Spezialisierte Ambulante Palliativversorgungs-Richtlinie 

- § 10 Absatz 2 Soziotherapie-Richtlinie 

- § 11a Absatz 2 Hilfsmittel-Richtlinie 

- § 2a Absatz 2 Heilmittel-Richtlinie 

- § 11 Absatz 2 Krankentransport-Richtlinie 

- § 8 Absatz 2 Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie 

II. Abschnitt X der Bekanntmachung eines Beschlusses des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses über eine Änderung der Richtlinien über die Verordnung von häuslicher Kran-
kenpflege, zur Verordnung von spezialisierter ambulanter Palliativversorgung, über die 
Durchführung von Soziotherapie in der vertragsärztlichen Versorgung, über die Verord-
nung von Hilfsmitteln in der vertragsärztlichen Versorgung, über die Verordnung von Heil-
mitteln in der vertragsärztlichen Versorgung, über die Verordnung von Heilmitteln in der 
vertragszahnärztlichen Versorgung, über die Verordnung von Krankenfahrten, Kranken-
transportleistungen und Rettungsfahrten sowie über die Beurteilung der Arbeitsunfähig-
keit und die Maßnahmen zur stufenweisen Wiedereingliederung – Verlängerung und An-
passung der Sonderregelungen aufgrund der COVID-19-Pandemie – vom 28. Mai 2020 
(BAnz AT 12.06.2020 B3) wird aufgehoben. 

 

Die Tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf den Internetseiten des G-BA unter 
www.g-ba.de veröffentlicht. 

Berlin, den 17. September 2020 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

Prof. Hecken 
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